
Wie steht die PDS-Fraktion zur
Verfassungsfrage? Weiter Stück-
werk treiben oder den, neuen
Verfassungsentwurf beraten und
beschließen?

Es ist in der Tat so, daß die
Volkskammer nahezu auf jeder
Sitzung die geltende Verfassung
von 1968/74 um ein weiteres
Stück ergänzen oder außer Kraft
setzen muß, sie entspricht nicht
mehr den gesellschaftlichen Ver-
hältnissen. Die Folge ist Rechts-
unsicherheit. Um diesen Zustand
zu beenden, helfen nicht einzelne
Bausteine. Rechtssicherheit und
Rechtsstaatlichkeit müssen von
der Verfassung als dem Grund-
gesetz der Gesellschaft ausgehen.
Wir brauchen eine radikal verän-
derte Verfassung unseres Staats-
wesens.

Der , Vorschlag liegt auf dem
Tisch. Wie gut ist er?

Die Verfassungsgruppe des
Zentralen Runden Tisches hat
Erstaunliches geleistet. Innerhalb
von drei Monaten hat sie — zu-
sammen mit Experten aus der
DDR und der BRD — eine mo-
derne demokratische Verfassung
vorgelegt. Eingeflossen sind die
Intentionen der Volksbewegung
vom Herbst 89, die positiven wie
die negativen Erfahrungen aus
40 Jahren DDR sowie die Vorzüge
des Grundgesetzes der BRD. Die
Grundaussage scheint mir im Ar-
tikel 41 zu liegen, wo es heißt „Die

Die nächste Wahl hat es in sich.
Mit Stimmzetteln von Handtuch-
größe werden es die Wähler zu
tun bekommen. Unter Hunderten
Namen den oder die richtigen zu
finden dürfte nicht ganz einfach
sein. Auf daß es gelingen möge,
fertigte die Wahlkommission ein
Muster. Der Einfachheit halber
hielt sie sich an die Listenfolge
der Volkskammerwahl. Und so
erkennt der interessierte Betrach-
ter auf den imaginären Listen-
plätzen 1 bis 10 die schon be-
kannte Reihenfolge. Dann aller-
dings sind den Autoren des Mu-
sterexemplars offenbar die. Un-
terlagen abhanden gekommen,
und der Versuch, nach dem Ge-
dächtnis weiterzuarbeiten, scheint
mißglückt. Das liest sich so: Liste
11 DSU, Liste 12 DSU. Man ge-
riet ins Stocken und fing sicher-
heitshalber noch einmal von vorn
an. Akkurat bei der DSU, dies-
mal auf Liste 23, ist dann wieder
Schluß, und die letzte Ecke des
Musterzettels zieren drei Einzel-
vorschläge. Pech hat, wer sich-die
Sache am Beispiel Hon, sagen wir,
Grüner Partei;-KPD, PDS öder
SPD vor Augen führen will. Die
nämlich sind ausgemustert. Zu-
mindest auf dem Musterexem-
plar. Etwas musteriös, das Ganze.

Donnerstag, 26. April
Berlin: 19 Uhr Gespräch mit dem
.Chefredakteur der Wochenzeit-
schrift „Nedelja", Witald Syro-
kowski, über journalistische Erfah-
rungen im Umgang mit Glasnost,
Informationszentrum Oberwas-
serstraße 12
Karl-Marx-Stadt: 18 Uhr Ge-
sprächsrunde über moderne
Frauen- und Familienpolitik im
Kultur- und Informationszentrum
Stollberger Straße 38
Magdeburg: 19 Uhr Vorstellung
des kommunalpolitischen Pro-
gramms der PDS im Dimitroff-
Kulturhaus Karl-Schmidt-Straße;
mit Hansi Boese, PDS-Spitzen-
kandidatin für das Amt des Ober-
bürgermeisters
Hoyerswerda: 19 Uhr Podiums-
gespräch mit dem Volkskammer-
abgeordneten Dr. Herbert Richter,
Generaldirektor des Kombinates
Schwarze Pumpe, im Haus der
Parteien
Schwerin: 20 Uhr Wahlveranstal-
tung der PDS mit Hans Modrow
und Wahlkandidaten in der Sport-
und Kongreßhalle

Am 1. September 1989, dem
Weltfriedenstag, wurde in Zwik-
kau die Idee eines Friedenszen-
trums geboren. Eine seitdem
ständig wachsende Zahl enga-
gierter Bürger hat sich zu einer
Projektgnuppe zusammengefun-
den, die diesem Vorhaben kon-
krete Gestalt geben will. Zu uns
gehören aktive Christen und
Pfarrer, Pädagogen, Psychologen,
Mitarbeiter des Städtischen Mu-
seums, Mitglieder von Gruppen
des konziliaren Prozesses und
Mitglieder verschiedener Bürger-
initiativen, die sich in einer um-
fassenden Friedensarbeit verbun-
den wissen. Über die im Moment
im Vordergrund stehenden natio-
nalen Fragen hinaus möchten wir
über Ländergrenzen friedensför-
dernd wirken und zur Annähe-
rung der Völker Europas und der
Zweidrittel weit wirksam wer-
den. Unser Ziel ist es, den Zu-
sammenhang zwischen Frieden,
Umwelt und Wirtschaftspolitik
deutlich zu machen. Dazu haben
wir am lff! April einen Verein
Friedenszeritrum Zwickau e. V.
gegründet.

Was wollen wir? Aufgabe des
Friedenszentrums soll die Ver-
breitung des Friedensgedankens
in seiner historischen, politischen,
humanistischen und geistlichen
Dimension sein. Unsere Arbeit
soll deshalb drei Bereiche umfas-
sen: Geschichte der Friedensbe-
wegung, Frieden und Abrüstung
in unserer Zeit, gewaltfreie Ge-

sellschaftsstrukturen — Friedens-
erziehung.

Vom Rat der Stadt Zwickau
wurde uns das Gebäude Innere
Plauensche Straße 16 zur Verfü-
gung gestellt. In diesem Begeg-
nungs- und Informationszentrum
wird es unter anderem ständige
und wechselnde Ausstellungen
geben. Wir planen Dokumentatio-
nen historischer Ereignisse, Frie-
dens- und Ökologieprojekte, eine
Galerie, Lesungen, Video- und
Ddavorträge, Führungen, thema-
tische Seminare, Gesprächskreise
und Kurse — zum Beispiel für
Eltern und Pädagogen, für Kin-
dergärten, Schulen und Jugend-
gruppen. Weitere Angebote: ein
alternatives Cafe, Handbiblio-
thek, Kinderspielzimmer, kreative
Betätigung. Die Räume werden
zur Zeit renoviert.

Wir denken, unser Vorhaben
wird das kulturelle Leben in
Zwickau bereichern. Am Pfingst-
montag, dem 4., Juni, findet im
Städtischen Museum Zwickau um
10 Uhr eine Auktion statt, bei der
Bilder, Grafiken, * Töpfereien,» si-
gnierte Bücher und Kleinkunst-
gegenstände, wie Keramikarbei-
ten, Handwebereien, Stoffmale-
reien usw., versteigert werden
sollen. Für diese Auktion bitten
wir sehr herzlich um Spenden.
Der Erlös wird dem Friedenszen-
trum zugute kommen.

PROJEKTGRUPPE FRIEDENS-
ZENTRUM ZWICKAU e. V.

Profi-Politiker sind sie gewiß
noch keine, die vier Kandidaten
der NELKEN, die sich in Dresden
in einem Aktionsbündnis mit der
PDS und der KPD zu den Kom-
munalwahlen stellen. Aber: Sie
haben ihr Herz am richtigen Platz
und einen gesunden Menschen-'
verstand. Der sagt ihnen, daß sich
Linke einander nähern sollten . . .

Die Beziehungen nutzend, die
die Dresdner NELKEN bereits vor
den Volkskammerwahlen zur
kommunistischen Plattform der
PDS geknüpft hatten, und der
ohnehin hier recht intensive Kon-
takt mit der KPD ließ sie dieses
Wahlbündnis schließen. Ganz pro-
blemlos war der Weg nicht, den-
noch wurden die Hürden von
allen Seiten genommen.

Nun belegen Petra Eisfeldt —
sie ist parteilos, kandidiert aber
für die NELKEN, Bernd Ko-
schitzki, Jörg Delenk und Olaf
Schwarz in ihren Wahlkreisen
vordere Positionen auf der Kandi-

datenliste. Worum ginge es ihnen
in erster Linie, wenn sie ins
Stadtparlament einziehen wür-
den? „Aufpassen, daß niemand
unter den Tisch fällt", umreißt
der Physikstudent und junge Fa-
milienvater Olaf Schwarz recht
populär die Vorstellungen der
NELKEN. Er denkt dabei vor
allem ans Soziale. Keine Gesell-
schaft, in der zwei Drittel alles
haben, was sie zum Leben brau-
chen — und mehr —, und ein Drit-
tel ums Überleben kämpft. „Wir
brauchen Kinderkrippen genauso
wie ein Haus für Behinderte, ein
System, in dem ältere Menschen
ins tägliche Leben integriert sind.
Und das alles in einer gesunden
Umwelt. Deshalb wollen wir in
unserer Stadt etwas tun für die
Verkehrsberuhigung im Zentrum
und denken zum Beispiel über
einen Nulltarif im Nahverkehr
nach."

Möglichkeit von Volksentscheiden
nach Art. 98, die Kommunalauto-
nomie nach Art. 50 und anderes
mehr.
Wie wird die Elgentumsfrage ge-
regelt?

Eigentum und Erbrecht werden
generell gewährleistet. Es gibt
keine Privilegien des staatlichen
Eigentums mehr. Gleichzeitig
aber wird die Bildung von Kar-
tellen und marktbeherrschenden
Unternehmen für unzulässig er-
klärt. Selbständige Unternehmen
der Gemeinwirtschaft sind, wei-
terhin möglich. Für die Bürger
besonders wichtig dürften Über-
gangsbestimmungen zum Eigen-
tum sein. Im Art. 131 werden die
Bodenreform und diejenigen Ent-
eignungen, die durch Art. 24 der
Verfassung der DDR von 1949 be-
stätigt wurden, für unantastbar
erklärt. Sehr detaillierte Regelun-
gen in bezug auf Eigentums- und
Nutzungsrechte der Bürger schaf-
fen klare Verhältnisse.

Würde die Verfassung - einmal
in Kraft gesetzt — den deutschen
Vereinigungsprozeß bremsen?

Der Verfassungsentwurf be-
kennt sich im Art. 41 Abs. 2 zur
Herstellung der deutschen Ein-
heit und trifft im Art. 132 Aus-
sagen über mögliche Wege. Ich
meine, daß die Beschlußfassung
über diesen Entwurf keinen Ein-
fluß auf das Tempo der Vereini-
gung hätte.

Ich möchte allerdings die Posi-
tion des Ministerpräsidenten un-
terstützen, der erklärte, daß sich
die Regierung auch in Zukunft
Zeit zum verantwortungsvollen
Nachdenken nehmen wird. Denn
in diesem Prozeß hat sich nicht nur
die DDR zu ändern, sondern sind
auch Forderungen an das Grund-
gesetz zu stellen. Die Arbeitsge-
meinschaft sozialdemokratischer
Juristen der BRD hält zum Bei-
spiel folgende Änderungen für
nötig: die Aufnahme eines Staats-
ziels für den Umweltschutz, die
Verstärkung der Sozialbindung
des Eigentums, Ausbau basisde-
mokratischer Formen, Verzicht
auf Massenvernichtungswaffen.

Die Bürger der DDR wiederum,
die die flächendeckende Überwa-
chung des MfS gerade abgeschafft
haben, werden sich kaum abfin-
den mit der im Grundgesetz vor-
gesehenen Beschränkung des
Brief-, Post- und Fernmelde-
geheimnisses. Auch die zahlrei-
chen Bestimmungen zu Militär
und Notstand müßten vor einer
Vereinigung geändert werden.

Ich meine also im ganzen, daß
wir für ein - vereinigtes Deutsch-
land eine Verfassung brauchen, die
einem neuen deutschen Staat
auch ein neues Gesicht gibt, die
die Identität mit dem alten Deut'
sehen Reich endgültig aufgibt
und ein europäisches Deutschland
begründet.

Noch ist keine parlamentarische
Entscheidung darüber gefallen,
daß Park und Renaissanceschloß
sowie der Dorfkern von Saligast,
Kreis Finsterwalde, vom Braun-
kohlenbergbau verschont bleiben.
Doch die hartnäckig von der Sall-
gaster Bürgerinitiative mit den
Verantwortlichen der Braun-
kohlenindustrie geführten Ver-
handlungen geben Grund zur
Hoffnung: Der Ort kann über-
leben. Es würde aber für Jahre
ein Leben am Rande von Ab-
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raumhalden sein. Die im neuen
Tagebau Klettwitz-Nord gegen-
wärtig im Bau befindliche 60-
Meter-Abraum-Förderbrücke —
Kostenpunkt 1,2 Milliarden
Mark —, so berechneten jetzt die
Technologen, wird im Bogen um
den Ort herum geführt werden
können. Der Tagebau sichert für
Jahre die Kohlezufuhr zu den
Veredlungsanlagen in Lauch-
hammer.

„Jedermann hat das Recht, ein
Gewerbe auszuüben, soweit er
seinen ständigen Wohnsitz oder
seinen Sitz in der DDR hat ..."
— erster Grundsatz der Gewerbe-
freiheit — im Gesetz vom 6. März
1990 (Gesetzblatt Teil I Nr. 17
vom 16. März 1990) festgeschrie-
ben.

Wer die Absicht hat, ein Ge-
werbe zu eröffnen, hat aber auch
die Pflicht, dies bei der zustän-
digen Gewerbebehörde — sie ge-
hört in den Verantwortungsbe-
reich der örtlichen Räte — anzu-
zeigen. Einige Gewerbe bedürfen
der Erlaubnis. Diese sind in ge-
sonderten Rechtsvorschriften wie
der ersten Durchführungsverord-
nung zum Gewerbegesetz (glei-
ches Gesetzblatt S. 140) festge-
legt. Als Beispiele seien hier
Sachverständige und Gutachter,
Wach- und Schließgesellschaften,
Gaststätten, Cafes u. ä., Spiel-
casinos, Makler und Nachlaß-
pfleger genannt.

Besonderen Bestimmungen un-
terliegen auch jene, die als am-
bulante Händler tätig werden
wollen. Sie benötigen eine Reise-
gewerbekarte. Diesbezüglich ver-
bietet die bereits genannte Durch-
führungsbestimmung den Ver-
trieb bestimmter Waren, wie
Gifte, radioaktive Stoffe oder
„von Schriften, Bildwerken und
Abbildungen, die in sittlicher
Hinsicht Anstoß geben könnten".
Letzteres läßt, so formuliert,
sicher eine sehr weite oder enge,
also subjektive Auslegung zu.

Der § 8 des Gesetzes beschäf-
tigt sich mit den Märkten. Die
Festlegungen dazu (Zeit und
Platz) trifft auf Antrag des Ver-
anstalters der zuständige örtliche
Rat. Jedermann kann an einem
solchen Markt teilnehmen. Eine
Marktordnung regelt organisato-
rische Einzelheiten, sie ist vor
Inkraftsetzung öffentlich auszu-
hängen. Reicht der Platz nicht
für alle aus, kann der Veranstal-

ter natürlich aus diesem Grunde
einem Anbieter die Teilnahme
versagen.

Das Gesetz enthält weitere
Rechte und Pflichten Gewerbe-
treibender. So ist über Einnah-
men und Ausgaben der Tätigkeit
ein Nachweis — ein Buch — zu
führen. Sicher u. a. wesentlich für
die Berechnung der Steuern. Ge-
werbetreibende sind Mitglieder
von Industrie- und Handels-
bzw. Handwerkskammern. Und
sie können zur Wahrnehmung
ihrer Interessen Verbände grün-
den.

Über die Einhaltung der Rechts-
vorschriften wacht die Gewerbe-
behörde. Sie hat das Recht, ein
Gewerbe zu untersagen, wenn
dieses nicht ordnungsgemäß aus-
geübt wird. Sie kann ungehindert
Kontrollen ansetzen, im äußer-
sten Fall Räume schließen. Der
Leiter der Behörde ist befugt,
Ordnungsstrafverfahren durchzu-

führen. Gegen derartige Entschei-
dungen hat der Bürger, so ist es
Im § 14 fixiert, das Recht der Be-
schwerde bei den zuständigen
Organen. Bleibt dies erfolglos,
kann er eine gerichtliche Nach-
prüfung beantragen.

Mit Sicherheit bedarf es wei-
terer gesetzlicher Regelungen, um
Gewerbefreiheit praxiswirksam
umzusetzen. Ein Kardinalproblem
ist die Raumfrage. Dazu Lothar
de Maiziere in seiner Regierungs-
erklärung: „Die im breiten Maße
vorhandenen Wünsche zur Er-
richtung privater Gewerbe schei-
tern allzuoft am chronischen
Mangel von Gewerberaum . . .
Deshalb werden umgehende ge-
setzliche Regelungen — zum Nie-
derlassungsrecht, zur Schaffung
von Gewerberaum, von Berufs-,
Vertrags- und Gewerbefreiheit
sowie für ein Gesetz gegen un-
lauteren Wettbewerb erarbeitet
werden."

Zur Sache geredet werden sollte
kürzlich auf einem Frauenforum
in Gera, zu dem der Unabhän-
gige Frauenverband (UFV) und
der Demokratische Frauenbund
Deutschlands (DFD) eingela-
den hatten. Und das war auch
die Begründung dafür, daß die
Gastgeberinnen nicht nur ihre
Organisationen und deren
Kandidatinnen zur Kommu-
nalwahl vorstellen wollten.
„Frauenpolitik können wir
nicht allein machen. Sie ist Be-
standteil der Arbeit aller Par-
teien und Organisationen, die
ins Parlament einziehen wol-
len. Wenn da nicht viele an
einem Strick ziehen, geht
nichts." So die Veranstaltungs-
leiterin Christine Neudert,
selbst Kandidatin für die Ge-
raer Stadtverordnetenver-
sammlung mit dem Mandat
des UFV.

Es war erfreulich und'anre-
gend zugleich, wie viele Ge-
meinsamkeiten die Frauen
fanden. (Und es half, vorhan-
dene Vorurteile abzubauen.)
So versicherten die Volkskam-
merabgeordneten Karin Ben-
cze (DFD) und Ruth Fuchs
(PDS), daß im obersten Macht-
organ weitgehende Überein-
stimmung herrsche beim Be-
streben um den Erhalt der in
der DDR geschaffenen Mög-
lichkeiten gesellschaftlicher
Kinderbetreuung — vom
Kleinkind bis zum jüngeren
Schulalter. Eng damit im Zu-
sammenhang stehe auch der
Wunsch, daß Frauen jederzeit
finanziell unabhängig sein
können.

Überzeugend unterstützte
neben Vertreterinnen anderer
Parteien in der Podiumsdis—
kussion die CDU-Stadtverord-
nete und erneute Kandidatin
Bärbel Kölbel dieses Ziel. Auf

Widersprüchlichkeiten zu ihrer
Parteiführung in diesem
Punkte angesprochen, meinte
sie, Berlin sei weit und hier
mache man schließlich Kom-
munalpolitik für Gera. Der
Gast Maria Niggemann, Frau-
enverantwortliche der Geraer
Partnerstadt Nürnberg, be-
stärkte die Geraerinnen darin,'
mit gemeinsamer Kraft an den
Kindereinrichtungen festzuhal-
ten, da sich hierbei auch die
Frauen in der BRD einiges
gern abgucken würden.

Beifall in der Runde fand
die schon mit dem Bürgermei-
ster vereinbarte Maßnahme,
daß ab kommendem Monat
auch in Gera eine Frauenver-
antwortliche beim Rat der
Stadt arbeiten wird. Einmütig
als gemeinsames Ziel festge-
legt wurde die Schaffung eines
Hauses für in Not geratene
Frauen.

Es bewahrheitete sich, daß
sich die Programmatik von
UFV und DFD in vielen Punk-
ten kaum von der Frauenpoli-
tik vieler Parteien unterschei-
det. Deswegen hatten sie auch
alle eingeladen. Schade, daß
einer der beiden Stühle im
Podium — auf dem anderen
saß Ruth Fuchs — leer blieb.
Die SPD hatte dem langfristi-
gen gemeinsamen Aktionsan-
gebot kurzfristig ein eigenes
Marktfest entgegengesetzt.
Leer blieb auch der für die
Liberalen reservierte Platz.
Und beim FDGB hatte sich gar
nicht erst jemand gefunden,
der die Einladung von den
Frauen entgegennahm. Den
Gastgeberinnen war es löbli-
cherweise nicht vordergründig
um „eigenen Stimmenfang"
gegangen. Ihnen ging es um
^wünschenswerte Inhalte der
Frauenpolitik. Eigentlich egal,
wer sie macht, wenn er sie gut
macht.

Zu den Kommunaliwählen am
6. Mai wird nach einem kombi-
nierten System von Verhältnis-
und Personenwahlrecht gewählt.
Deshalb müssen auf den Stimm-
zetteln nicht nur die Namen der
Parteien, Vereinigungen und Or-
ganisationen enthalten sein, son-
dern auch die Namen aller Kan-
didaten, die sich auf diesen Listen
zur Wahl stellen. Dazu kommen
natürlich noch die Einzelvor-
schläge. Diese Fülle von Namen
und die dazugehörigen je drei
Kreise führen zu ungewöhnlich
großen Formaten der Stimmzet-
tel.

ZAHL DER STIMMZETTEL. Mit
Ausnahme der Bürger kreis-
freier Städte (Stadtkreise) erhält
jeder Wähler zwei verschieden-
farbige Stimmzettel, also Gemein-
devertretung + Kreistag oder
Stadtverordnetenversammlung +
Stadtbezirksversammlung.
LISTEN: Der Stimmzettel enthält
in alphabetischer Reihenfolge zu-
nächst die Namen der im jewei-
ligen Wahlgebiet kandidierenden
Parteien, anderen politischen Ver-
einigungen, Organisationen, Bür-
gerbewegumigen, Bürgergenvein-
schaften und Listenvereinigun-
gen und anschließend ebenfalls
in alphabetischer Reihenfolge die
Namen der Kandidaten der Ein-
zelvorschläge. Da sich in den Krei-
sen, Städten und Gemeinden un-
terschiedlich viele Parteien, Ver-
einigungen usw. zur Wahl stel-
len, sind die Listennummern
territorial unterschiedlich und
entsprechen gewöhnlich nicht den
Listennummern der Volkskam-
meriwahl.

KANDIDATEN: Unter der Num-
mer und dem Namen jeder Liste
stehen die Namen der Kandida-

Kandidaten stellen sich ihren
Wählern. Diesen Satz kann man
dieser Tage vielerorts lesen oder
hören. Auch die 29jährige ökono-
min Dr. Petra Sitte zählt zu de-
nen, die versuchen, Fragen der
Bürger zu beantworten, sich für
die Menschen zu engagieren. Sie
kandidiert für die PDS in Halle.
Bereits während der ersten Zu-
sammenkunft erhielt sie ihren er-
sten „Wählerauftrag". Der Haupt-
technologe Gerald Schmidt aus
dem Kombinat Metallaufbereitung
(MAB) sprach über die Sorgen
seines Betriebes. Petra Sitte lud
ihn nochmals ein, erkundigte sich
genauer.

Das Problem ist schnell be-
schrieben: Die etwa 400 Mann
starke Kombinatsleitung in Halle
hängt in der Luft. Ursprüngliche
Pläne, eine Holding-GmbH zu bil-
den, die Aufgaben für die Kom-
binatsbetriebe in der gesamten
DDR erledigt, scheiterten. Die Be-
triebe haben verständlichen Frust
gegen manchen einstigen Leiter
und berufen sich auf die durchaus
richtige Forderung, Kombinate zu
entflechten. Aber MAB ist ein
Kombinat mit „gerader" Produk-
tionslinie: Schrott aufkaufen, auf-
bereiten und den Verbrauchern
paßgerecht zu Verfügung stellen.
Hier liegt die Besonderheit —
Entflechtung würde Zersplitterung
bedeuten und damit das Ende für
viele kleinere Betriebe. Auch bun-
desdeutsche Konzerne sind nur
an einer, wie immer gearteten,

Kooperation mit dem „Gesamt-
organismus" interessiert.

Was könnte nun die PDS-Kan-
didatin für die Stadtverordneten-
versammlung in dieser Sache
tun? „Natürlich müssen die Leu-
te im Kombinat über ihre Zukunft
selbst entscheiden", sagt die jun-
ge Wissenschaftlerin. „Vor allem
würde ich mich dafür einsetzen,
daß nicht schon wieder demokra-
tische Mechanismen, die gerade
erst entstehen, durch dirigistische
Entscheidungen außer Kraft ge-
setzt werden. Die Gewerkschaften
sollten in diese Prozesse einbezo-
gen werden. Es geht doch eigent-
lich darum, den Kollektiven das
Für und Wider so transparent
darzustellen, daß sie bewußt ent-
scheiden können."

Zum anderen spricht sich die
ökonomin ganz entschieden für
die Einhaltung geltenden Rechts
aus. Also: Die Kombinatsleitung
einfach auflösen und blaue Briefe
verschicken — das widerspricht
eindeutig allen juristischen Rege-
lungen. Die sehen nämlich vor,
daß mit jedem Werktätigen min-
destens ein Vierteljahr vor den
Veränderungen gesprochen wird.
Der Bereich Technik und Produk-
tion, den Gerald Schmidt vertritt,
hat schon recht konkrete Umschu-
lungs- und Profilierungsideen pa-
rat. Darüber müßte offen und ge-
nau „durchgerechnet" gesprochen
werden — mit den Kollegen.

Für eine gesunde Umwelt
und Nulltarif im Nahverkehr

Frauenpolitik
gemeinsam

Orientierungshilfe für die
Stimmzettel am 6. Mai

Der erste „ Wählerauftrag66

kam schon vor der Wahl
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Deutsche Demokratische Republik
ist ein rechtsstaatlich verfaßter
demokratischer und sozialer Bun-
desstaat", der sich zur Schaffung
einer gesamteuropäischen Frie-
densordnung und zur Aussöhnung
mit allen Völkern bekennt.

Am Runden Tisch haben fast
alle Bewegungen und Parteien
mitgewirkt, von Demokratie Jetzt,
Grüne Partei, Initiative für Frie-
den und Menschenrechte über die
PDS bis zur SPD und CDU. Und
sie haben diesen Entwurf ge-
meinsam getragen. Man könnte
also durchaus sagen, daß er be-
reits eine verfassungsändernde
Mehrheit in der Volkskammer
besitzt.
Welchen Wert hitte die Verfas-
sung für die Bürger der DDR?

Wir gewöhnen uns heute daran,
unter gänzlich neuen Bedingun-
gen zu leben. Und diese Bedin-
gungen sind derart, daß wir ein-
klagbare Rechte brauchen und in
der Lage sein müssen, diese
Rechte notfalls auch kämpferisch
durchzusetzen. Dafür bietet diese
Verfassung eine hervorragende
Grundlage, darin sehe ich ihren
eigentlichen Wert.

Auch die geltende Verfassung
verkündet bei den Grundrechten
vieles Gute. Aber die juristische
Durchsetzbarkeit ist schon wegen
des Fehlens eines Verfassungsge-
richtes in Frage gestellt. Das
Grundgesetz der Bundesrepublik
ist da besser, es verfügt über

durchsetzbare Regelungen bei den
politischen und Bürgerrechten.
Nicht den gleichen Rang aller-
dings besitzen, dort die sozialen
und kulturellen Rechte.

In dem Entwurf wird deshalb
dem 1. Abschnitt „Würde, Gleich-
heit,- Freiheit" ein 2. Abschnitt
„Arbeit, Wirtschaft, Soziales" an
die Seite gestellt. Besonders gut
finde ich, daß diese wirtschaft-
lichen^ sozialen, kulturellen Rech-
te nicht nur als allgemeine
Staatszielbestimmungen ausge-
staltet sind.

So werden eben beim Recht auf
Arbeit ausdrückliche Pflichten
des Staates zur Arbeitsförderung,
Weiterbildung und Umschulung
festgelegt, und zwar so, daß sie
Vorrang haben vor Arbeitslosen-
geld und Arbeitslosenhilfe. Ähn-
liche Regelungen finden sich im
Art. 33 zum Schutz der natürli-
chen Umwelt und im Art. 119 bei
den Grundprinzipien der Staats-
haushaltspolitik.
Der Verfassungsentwurf geht al-
so über das Grundgesetz hinaus?

Einmal ist sehr viel verarbeitet
worden von der umfangreichen
Grundgesetzpraxis. Zum anderen
enthält der Entwurf Mitwir-
kungsrechte des Volkes, die das
Grundgesetz nicht kennt Das be-
trifft die besondere Stellung, die
den Bürgerbewegungen als Trä-
ger freier gesellschaftlicher Ge-
staltung, Kritik und Kontrolle im
Art. 35 eingeräumt wird, die

Freitag, 27. April
Suhl: 14 Uhr Veteranentreff im
Haus der Demokratie _=_
Sonnabend, 28. April
Karl-Marx-Stadt: 9 Uhr Polit-
Frühschoppen zum Thema Sozial-
politik und Marktwirtschaft in
der Kommune mit Oberbürger-
meister Dr. Eberhard Langer und
Gästen aus Düsseldorf, Kultur-
und Informationszentrum Stoll-
berger Straße 38
Magdeburg: 9 Uhr Polit-Früh-
schoppen im PDS-Klub Porse-
straße 9 mit Kandidaten für die
Stadtverordnetenversammlung
Hoyerswerda: 10 Uhr Polit-Früh-
schoppen im Haus der Parteien
Oschatz: 10 Uhr Talkshow zum
Thema Jugend und Kommunal-
politik im Haus der PDS
Berlin: 10.30 Uhr Treffen der Ar-
beitsgemeinschaft „Linke Chri-
stinnen bei der PDS" zum The-
ma „Nachdenken über Christen-
sein in unserer Zeit", Informa-
tionszentrum Oberwasserstraße_12
Altentreptow: 14 Uhr Frühlings-
fest der PDS für die ganze Fami-
lie auf dem Gelände des Freibads;
dabei sind Wahlkandidaten
Frankfurt (Oder): 14 Uhr Kinder-
fest der PDS im Stadtteil Hansa-
Nord. Zur gleichen Zeit beginnt
das Linke Frühlingsfest im Stadt-
teil Neuberesinchen
Wolmirstedt: 15 Uhr Familien-
treff in der Schloßdomäne mit Lo-
thar Bisky und Kandidaten.

ten in einer Reihenfolge, die von
ihrer Partei, Vereinigung usw.
festgelegt wurde. Hinter dem Na-
men jedes Kandidaten befinden
sich drei Kreise für die Abstim-
mung.
ORIENTIERUNG: Die Wähler
werden wegen des Umgangs der
Stimmzettel mehr Zeit benöti-
gen, sich auf ihnen zurechtzufin-
den. Bürger, die auf Brillen ange-
wiesen sind, sollten diese auf kei-
nen Fall vergessen, da Schrift und
Kreise auf dem Stimmzettel ver-
hältnismäßig klein sind.
ANKREUZEN: Jeder Wähler hat
für jede Volksvertretung — also
auf jedem Stimmzettel — drei
Stimmen zu vergeben. Er kann
sie einem Kandidaten einer von
ihm bevorzugten Liste geben,
aber auch auf zwei oder drei
Kandidaten, auf zwei oder drei
Listen verteilen. WICHTIG: Die
Kreuze müssen in die Kreise
eingezeichnet werden! Es dürfen
sich nicht mehr als drei Kreuze
auf dem Stimmzettel befinden,
sonst ist er ungültig!

BEWERTUNG: Jede Stimme -
d. h. jedes Kreuz — kommt so-
wohl dem Kandidaten zugute als
auch der Partei, Vereinigung
usw., auf deren Liste er steht.
Wenn also ein Wähler drei Stim-
men an PDS-Kandidaten vergibt,
kommen die Stimmen diesen
Kandidaten und der PDS zugute.
HILFE BEIM AUSZÄHLEN: Da
der Stimmzettel im Grunde eine
eintönige graue Fläche ist, aus
der sich kleine graue oder
schwarze Kreuze nicht hervor-
heben, sollten die Wahlvorstände
, Farbstifte bereitlegen. Das würde
die Auszählung erleichtern.

DEMOKRATIE UND GESELLSCHAFT

Gespräch mit Prof. Dr. UWEOENS HEUER, stellvertretender Vorsitzender des Rechtsausschusses der Volkskammer

Immer wieder Stückwerk? Warum keine neue Verfassung?

Friedenszentrum Zwickau Kultur kontra Kohle
mit interessanten ProjektenAusgemustert
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